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Antragstext:

Seit vielen Jahren werben die Ortsbeiräte der östlichen Stadtteile dafür, dass Möglichkeiten 
geschaffen werden, um mit öffentlichen Verkehrsmitteln zügig, ohne größeren Aufwand und 
Komplikationen mit einer schnellen Verbindung zum Verkehrs-, Arbeits- und Wirtschaftsstandort 
Frankfurter Flughafen zu gelangen. Naheliegendes Ziel ist es den Individualverkehr zu entlasten 
und den ökologisch sinnvolleren öffentlichen Personennahverkehr zu stärken. Dieses gemeinsame 
Ziel verbindet uns auch mit den Kommunen Hofheim und Hochheim. Als eine adäquate 
Lösungsmöglichkeit wird seit ebenso vielen Jahren die sogenannte Wallauer Spange propagiert. 
Nach langer Zeit des Stillstandes in dieser Sache konnte man zuletzt einen ernsthaften Willen 
erkennen, dass die Deutsche Bahn auch unter Einbindung der Landeshauptstadt Wiesbaden in 
dieser Sache eine entsprechende Lösung anstrebt.

Nach Presseveröffentlichungen (Erbenheimer Anzeiger vom 13.10.2017) besteht allerdings derzeit 
die Gefahr, dass die Deutsche Bahn aus Kostengründen wohlmöglich bei ihren Planungen auf 
einen Haltepunkt im Einzugsgebiet der östlichen Vororte verzichten will. Dies würde allerdings alle 
bisherigen Bemühungen der anliegenden Kommunen unterlaufen und die Bedarfslage in diesem 
Einzugsgebiet vollständig ignorieren. Sollte sich diese Informationen bestätigen, ist es aus Sicht 
des Ortsbeirats Delkenheim schon frühzeitig erforderlich, dass die Interessen der potenziellen 
Nutzer/innen nachdrücklich, nachhaltig und zielorientiert durch die Landeshauptstadt Wiesbaden 
vertreten und unterstützt werden.

Der Ortsbeirat möge daher beschließen:

Der Magistrat wird gebeten

• über den aktuellen Sachstand in diesem Planungsverfahren zu berichten und insbesondere 
darüber zu informieren,

• ob und inwieweit die Landeshauptstadt Wiesbaden bisher involviert war und ist,
• ob die Informationen zum Verzicht eines Haltepunkts im Einzugsbereich der östlichen 

Stadtteile zutreffen,
• ob der Magistrat in dieser Sache die Interessen der östlichen Stadtteile ausreichend vertritt 

und
• ob ein Haltepunkt im Einzugsbereich der östlichen Stadtteile vorgesehen und umgesetzt 

wird.

Wiesbaden, 27.11.2017


